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DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 

WOCHENBER I CHT 19/19 
Berlin 10. Mai 1979 46. Jahrgang 

Vermögenseinkommen der privaten Haushalte in der 

Bundesrepublik Deutschland 1970 bis 1978 

Mit dieser Untersuchung wird die Berichterstattung des DIW über das Einkommen der 

privaten Haushalte aus Geldvermögen und aus Wohnungsvermietung aktualisiert und 

vertieft. Zunächst wird ein Überblick über die Geldvermögensbildung und die Kreditaufnahme 

sowie über die Bestände an Geldvermögen und Verbindlichkeiten der privaten Haushalte gege-

ben. Als Erweiterung bisheriger Veröffentlichungen, werden sodann Angaben über die Ver-

mögenseinkommen sozialer Gruppen — der Haushalte von Selbständigen, Angestellten, Arbei-
tern und Rentnern — vorgelegt. 

Methodische Bemerkungen 

Die Berechnungen gehen wiederum von der volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen 
Bundesamtes und der gesamtwirtschaftlichen Finan-
zierungsrechnung der Deutschen Bundesbank aus. 
Die in früheren Veröffentlichungen vorgelegten Er-
gebnisse wurden mit der revidierten Fassung dieser 
Gesamtrechnungssysteme4 abgestimmt. Hilfreich für 
die Neuberechnungen waren einige in den letzten 
Jahren vorgelegte Spezialuntersuchungen 

— zur Trennung von Vermögenseinkommen und Un-
ternehmensgewinnen' 

sowie zum Nachweis 

— der Einkommen aus Wohnungsvermietung als Teil 
der Einkommen aus Unternehmertätigkeit", 

— der privaten Haushalte und der privaten Organi-
sationen ohne Erwerbscharakters, 

— der Ersparnis und Geldvermögen sozialer Grup-
pen'. 

Statistische Informationen lieferten ferner die Ein-

kommens- und Verbrauchsstichproben von 1969 und 

1973 sowie laufende Kreditstatistiken der Deutschen 

Bundesbank. 

Die Vermögenseinkommen der privaten Haushalte 

werden vor Steuerabzug dargestellt. 

1 Zuletzt: Die Vermögenseinkünfte der privaten Haus-
halte 1970 bis 1975. Bearb.: Klaus-Dietrich Bedau. In: 
Wochenbericht des DIW. Nr.17/1976. 
P Statistisches Bundesamt (Herausgeber): Fachserie 18, 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe S.2, Revi-
dierte Ergebnisse 1960 bis 1976. 
Deutsche Bundesbank (Herausgeber): Zahlenübersichten 

und methodische Erläuterungen zur gesamtwirtschaftlichen 
Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 
bis 1977. Sonderdrucke der Deutschen Bundesbank, Nr.4/ 
1978, 3. Auflage. 
3 Frank Dorow: Vermögenseinkommen und Unterneh-

mensgewinne 1960 bis 1972. In: Wirtschaft und Statistik. 
Heft 4/1974. 
4 Einkommen aus Wohnungsvermietung 1960 bis 1977.. 

In: Wirtschaft und Statistik. Heft 4/1974. 

5 Private Organisationen ohne Erwerbscharakter als Teil 
des Haushaltssektors in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen. In: Wirtschaft und Statistik. Heft 10/1976. 
6 Ersparnisbildung und Geldvermögen der Haushalte 

von Arbeitnehmern, Selbständigen und Rentnern. In: Mo-
natsberichte der Deutschen Bundesbank. Nr. 11/1977. 
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Ersparnis'), Vermögensübertragungen und Finanzierungssaldo der privaten Haushaltet) 
in Mrd. DM 

Jahr Ersparnis' ) 

Empfangene 3) Geleistete4) 

Vermögensübertragungen 

Finanzierungssaldo 

Geldvermögens-
bildung 

Kredit- 
aufnahme insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

58,4 

63,6 

76,6 

80,2 

92,9 

104,3 

97,9 

96,5 

103,0 

8,2 

11,1 

12,6 

12,7 

15,9 

17,5 

18,5 

19,1 

17,6 

12,7 

15,1 

19,1 

20,3 

23,7 

25,4 

29,0 

30,7 

34,0 

58,2 

66,7 

80,2 

77,7 

85,6 

103,8 

101,5 

99,6 

103,6 

4,3 

7,1 

10,1 

5,1 

0,4 

7,4 

14,1 

14,7 

17,0 

53,9 

59,6 

70,1 

72,6 

85,1 

96,4 

87,4 

84,9 

86,6 

1) Ohne nichtentnommene Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit.- 2) Einschließlich 
privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.- 3) Spar- und Wohnungsbauprämien, Arbeitnehmersparzu-
lagen ( ab 1971), Kapitalentschädigungen für Kriegs- und Kriegsfolgeschäden, Zunahme der Ansprüche von 
Arbeitnehmern im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung.- 4) Anlage von Eigenmitteln in der 
Wohnungswirtschaft ( Zuteilung von Bauspareinlagen, soweit fUr Bauzwecke verwendet, und Tilgung von 
Bauspardarlehen), Erbschaftsteuer, Beitragsnachentrichtungen an die Rentenversicherung nach dem Ren-
tenreformgesetz von 1972. 

Quellen: Statistisches Bundesamt ( Herausgeber): Fachserie 18; Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
Reihe 1, Konten und Standardtabellen 1977; Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 
Nr. 10/1978; Geldvermögensrechnung des DIW. 

Ersparnis, Vermögensübertragungen und 

Finanzierungssaldo der privaten Haushalte 

1978 haben die privaten Haushalte? 103 Mrd. DM 

gespart, das waren 12,7 vH ihres verfügbaren Ein-
kommens. Die Spartätigkeit wurde in den 

letzten Jahren stärker als früher von der konjunk-
turellen Entwicklung geprägt. So flossen 1975 - als 

die Arbeitnehmer die Lage am Arbeitsmarkt als 
besonders unsicher beurteilten - 15,3 vH des ver-
fügbaren Einkommens in die private Ersparnis. Mit 

der verbesserten Einschätzung der wirtschaftlichen 
Entwicklung in den beiden Folgejahren ist dann die 
Ersparnis nicht nur relativ, sondern auch absolut 
- von 1975 bis 1977 um 8 Mrd. DM - zurückgegan-
gen. Ausgewirkt hat sich dabei auch, daß die Bin-
dungsfrist für zahlreiche prämien- und vermögens-
wirksam angelegte Sparguthaben ablief und die frei 
gewordenen Mittel oft nicht wieder angelegt wurden, 
sondern in den Konsum flossen. 1978 wurden erheb-
lich weniger dieser Guthaben frei als 1977, und die 
Ersparnis der privaten Haushalte lag über ihrem 
Vorjahresstand. 

Neben der Ersparnis beeinflussen auch solche 
Leistungsströme die Vermögensbildung der privaten 

Haushalte, die in der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung nicht als Einkommensbestandteile gelten 
und daher auch nicht in der laufenden Rechnung 
erscheinen (Vermögensübertragungen). Zu den von 
privaten Haushalten empfangenen Übertragungen 

dieser Art zählen Spar- und Wohnungsbauprämien, 
Arbeitnehmersparzulagen, Kapitalentschädigungen 
für Kriegsschäden, aber auch „ unterstellte" Vermö-

gensübertragungen, die die Zunahme von Ansprü-

chen privater Haushalte an betriebliche Pensions-
fonds auf spätere Zahlung von Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung berücksichtigen". Vom Staat 
erhielten die privaten Haushalte 1978 Vermögens-
übertragungen in Höhe von 8,2 Mrd. DM, die An-
sprüche auf betriebliche Ruhegeldzahlungen nahmen 

um 9,3 Mrd. DM zu. 

Die von privaten Haushalten geleisteten Vermö-
gensübertragungen sind fast ausschließlich fiktiver 
Natur. Da nach dem Konzept der volkswirtschaft-

lichen Gesamtrechnung die gesamte Wohnungswirt-
schaft zum Unternehmensbereich zählt, werden die 
über Bausparkassen geleiteten Mittel für die Eigen-
heimfinanzierung9 - Auszahlungen von Bauspargut-
haben und Tilgungen von Bauspardarlehen - als 

7 Einschließlich der privaten Organisationen ohne Er-
werbscharakter. Im laufenden Programm der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung und der gesamtwirtschaft-
lichen Finanzierungsrechnung gibt es keine getrennten 
Angaben für private Haushalte und für Organisationen, 
Verbände, Parteien, Vereine usw. 

" Abweichend von der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung erfaßt die Deutsche Bundesbank in ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Finanzierungsrechnung die Zunahme von An-
sprüchen aus der betrieblichen Altersversorgung als Teil 
der laufenden privaten Ersparnis. 
Ansprüche gegen die gesetzliche Rentenversicherung 

bleiben grundsätzlich außer Ansatz, da sie in ihrer Höhe 
nicht festliegen und im Zuge des Umlageverfahrens keine 
Rückstellungen gebildet werden. 

9 Die nicht über Bausparkassen fließenden Eigenmittel 
privater Haushalte für den Wohnungsbau werden mangels 
statistischer Informationen nicht erfaßt. 
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Geldvermögensbildung der privaten Haushalte') 
in Mrd. DM 

Jahr 
Spar- 

einlagen 
Spar₹ ) 

briefe 

Sonstige 
Gel danlag@ 
b.Banken 33) 

Geldanlage bei 

Bau- Versiche-
sparkassen rungen 

Erwerb von Wertpapieren 

Festverz. 
Wertpapiere Aktien 

Geldmarkt-
papiere insgesamt 

Sonstige 
Forded) 
rungen Insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

21,2 

28,0 

31,7 

15,7 

31 ,9 

65,9 

35,0 

27,7 

29,8 

1,5 

2,0 

3,5 

5,3 

4,9 

8,7 

10,0 

13,1 

10,0 

7,0 

9,1 

11,8 

17,9 

12,3 

-9,4 

5,7 

14,1 

15,8 

5,4 

5,4 

7,0 

8,5 

5,7 

6,9 

6,6 

6,6 

7,2 

7,8 

10,2 

11,9 

12,9 

13,9 

15,3 

17,0 

18,8 

20,9 

10,2 

7,7 

10,5 

10,6 

9,3 

8,6 

18,9 

11,4 

10,9 

1,4 

0,9 

-0,4 

1,5 

0,2 

1,6 

-0,0 

1,2 

1,9 

0,4 

0,2 

-0,3 

0,7 

0,2 

0,6 

11,6 

8,6 

10,1 

12,5 

9,7 

9,9 

19,6 

12,8 

13,4 

3,7 

3,4 

4,2 

4,9 

7,1 

6,5 

7,6 

6,5 

6,5 

58,2 

66,7 

80,2 

77,7 

85,6 

103,8 

101,5 

99,6 

103,6 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.- 2) Einschließlich Inhabersparschuldverschreibungen.-
3) Bargeld, Sichteinlagen und Termingelder ( ab 1973 einschließlich Bundesbankschätze bzw. Finanzierungsschätze des Bundes).-
4) Ansprüche gegen betriebliche Pensionsfonds und sonstige Forderungen. 

Quellen: Deutsche Bundesbank ( Herausgeber): Zahlenübersichten und methodische Erläuterungen zur gesamtwirtschaftlichen 
Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 bis 1977, Sonderdrucke der Deutschen Bundesbank, Nr. 4, 3. Auf-
lage, Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Nr. 10/1978; Geldvermögensrechnung Jes DIW. 

unterstellte Übertragungen der privaten Haushalte 
an Unternehmen verbucht (1978: 31,7 Mrd. DM). Die 
Vermögensübertragungen der privaten Haushalte 
an den Staat sind zahlenmäßig von geringer Be-
deutung; zu ihnen rechnen Erbschaftsteuern (1978: 
0,9 Mrd. DM) und Beitragsnachentrichtungen an die 
Rentenversicherung (1978: 1,1 Mrd. DM). Die spezi-
elle Verbuchung der Eigenmittel für den Wohnungs-
bau bringt es mit sich, daß die privaten Haushalte 
stets höhere Vermögensübertragungen leisten als 
empfangen, so daß ihr „ Finanzierungs-
saldo" (1978: 86,6 Mrd. DM) jeweils deutlich 
geringer ausfällt als ihre Ersparnis. 

Geldvermögensbildung und -bestände der 
privaten Haushalte 

Die Geldvermögensbildung der privaten 
Haushalte betrug im vergangenen Jahr 103,6 Mrd. 
DM; sie hat damit den bisherigen Höchststand von 
1975 fast wieder erreicht. Der größte Teil des neu 
gebildeten Geldvermögens fließt auf Sparkonten bei 
Sparkassen, Banken und Postsparkassen. 

Spareinlagen werden im Vergleich zu anderen 
Anlageformen niedrig verzinst. Von 1971 bis zur 
Mitte des vergangenen Jahres haben Einlagen mit 
gesetzlicher Kündigungsfrist nicht einmal eine 
„Realverzinsung" erbracht, weil der jährliche Anstieg 
des Preisindex für die Lebenshaltung - zeitweise 
nicht unerheblich - höher war als der Spareckzins. 
Für Kontensparer steht aber offensichtlich weniger 
der Renditeaspekt im Vordergrund der Dispositio-
nen, sondern vielmehr das Interesse von Erst- und 
Kleinsparern an einer sicheren und zugleich ein-

fachen Anlageform. Hinzu kommt der Wunsch von 

Konsumsparern, ohne längere Bindungsfrist für 
größere Anschaffungen oder Reisen „ansparen" 
zu können, vor allem aber das Ziel von Vorsorge-
sparern, in wirtschaftlichen Notfällen schnell über 
Rücklagen verfügen zu können: 1975 - als die 
bereits erwähnte Furcht vor Arbeitslosigkeit um 
sich griff - flossen fast zwei Drittel der Geldanlagen 
privater Haushalte auf Sparkonten. Inzwischen hat 
sich das Kontensparen wieder auf knapp ein Drittel 
der Geldvermögensbildung „ normalisiert". 

Stark zunehmender Beliebtheit privater Anleger 

begegnete in der Berichtszeit der Sparbrief - eine 
Anlageform zwischen Konten- und Wertpapierspa-
ren, die es sowohl mit laufender Zinsauszahlung 
als auch mit einer Ansammlung der Zinsen bis zum 
Ende der Laufzeit gibt. Sparbriefe werden vor allem 
von Haushalten erworben, deren Guthaben auf Spar-

konten die Höhe eines „ Notgroschens" überschrei-
tet und die dann eine zinsgünstigere Anlage ohne 
Kursrisiko suchen. 1978 entfielen knapp 10 vH der 

Geldvermögensbildung privater Haushalte auf den 
Kauf von Sparbriefen, fast ebenso viel wie auf den 
Erwerb festverzinslicher Wertpapiere. 

Unter den sonstigen Geldanlagen privater Haus-
halte bei Banken hatten 1973 vorübergehend Ter-
mingelder an Bedeutung gewonnen, als die Zins-

sätze für kurzfristiges Geld die für längerfristige 
Anlagen übertrafen. Damals wurden erhebliche 
finanzielle Mittel aus dem Unternehmensbereich 
dem Geldvermögen der privaten Haushalte zuge-
führt, denn bei rückläufiger Investitionstätigkeit war 
der Finanzierungsbedarf in den Betrieben geringer 

geworden; zahlreiche Selbständige suchten sich 
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Geldvermögensbildung 
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1970 71 12 73 74 15 76 71 78 

DIW 79 

deshalb Anlagemöglichkeiten außerhalb ihrer Unter-
nehmen10. Auch 1978 haben die privaten Haushalte 
einen nicht unerheblichen Teil ihrer Ersparnis in 
liquider Form (Sichteinlagen und Termingeld) gehal-
ten, diesmal in Erwartung steigender Kapitalmarkt-
zinsen, die es nahelegte, einen günstigen Disposi-
tionszeitpunkt für andere Anlagemöglichkeiten abzu-
warten. 

Die Bauspartätigkeit der privaten Haushalte ist 
durch den Abbau staatlicher Förderungsmaßnahmen 
im Jahr 1975 — die Einführung von Einkommens-
grenzen für die Bausparförderung und die Senkung 
der Bausparprämien — nicht auffällig tangiert wor-
den. Weiterhin wurden Jahr für Jahr 6 Mrd. bis 
7 Mrd. DM auf Bausparkonten eingezahlt. Die Mög-
lichkeit, mit Hilfe zinsgünstiger Bauspardarlehen 
Wohnungseigentum zu erwerben, ist nach wie vor 

attraktiv, auch wenn für zahlreiche Bausparer nun 
die staatliche Förderung entfallen ist und in den 
meisten Fällen eine langfristige Verschuldung in 
beträchtlicher Höhe eingegangen werden muß. In 

zunehmendem Maße werden Bausparverträge auch 
zur Finanzierung von Altbaumodernisierungs- und 
Energieeinsparungsmaßnahmen abgeschlossen, die 
durch staatliche Zuschüsse oder Steuervorteile be-

günstigt werden. 

Bei Versicherungen" legten die privaten Haushalte 

1978 fast 21 Mrd. DM an. Der größte Teil dieses 
Betrages wurde auf Lebensversicherungsverträge 
eingezahlt, die für alle Schichten der Bevölkerung 
eine — zumeist zusätzliche — materielle Sicherung 
für den Todesfall des Ernährers bedeuten. Für Selb-
ständige ist die Lebensversicherung von jeher die 
wichtigste Form der Altersvorsorge; Arbeitnehmern 
mit höherem Einkommen garantiert diese Anlage-
form, nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
den gewohnten Lebensstandard beibehalten zu 
können. Zu diesem Zweck werden verstärkt „ dyna-

mische" Versicherungen abgeschlossen, bei denen 
die Prämienzahlungen — ähnlich wie die Höchst-
beiträge in der gesetzlichen Rentenversicherung — 

und damit auch die spätere Auszahlungssumme 
automatisch der allgemeinen Einkommensentwick-
lung folgen. 

In festverzinslichen Wertpapieren haben die 
privaten Haushalte in der Berichtszeit jährlich 10 
bis 11 Mrd. DM angelegt. Nur die Rentenkäufe 
des Jahres 1976 in Höhe von 19 Mrd. DM fielen 
aus dem Rahmen; damals wurde ein großer Teil 
des Spareinlagenbestandes, der wie erwähnt im 
Jahr zuvor exorbitant gestiegen war, in diese Geld-
anlageform umgeleitet. Zunehmender Beliebtheit 
erfreuten sich Investmentfonds, die mit Rentenwer-
ten bestückt sind. In den letzten Jahren waren auch 
Bundesschatzbriefe, die es ebenso wie Sparbriefe 
mit jährlicher Zinsauszahlung oder mit Zinsansamm-
lung gibt, recht begehrt, weil ihre Verzinsung den 
sinkenden Renditen festverzinslicher Wertpapiere 
mit einer Verzögerung folgte. Die Nachfrage nach 
Bundesschatzbriefen war indes deutlich geringer als 
die nach Sparbriefen. 

Aktien haben für private Geldanleger nach wie 
vor geringe Bedeutung. 1978 haben die privaten 
Haushalte Aktien im Wert von knapp 2 Mrd. DM 
gekauft. 

io Vgl. Das Einkommen aus Unternehmertätigkeit in den 
Wirtschaftshauptbereichen 1970 bis 1974. Bearb.: Klaus-
Dietrich Bedau. In: Wochenbericht des DIW. Nr.9/1976. 

" Als Versicherungen gelten hier Unternehmen, die kal-
kulierbare Risiken gegen vertraglich vereinbarte Prämien 
übernehmen und dabei versicherungstechnische Rückstel-
lungen bilden (private und öffentlich-rechliche Lebens-, 
Schadens-, Kranken- und Rückversicherungsunternehmen, 
rechtlich selbständige Pensions- und Sterbekassen und 
berufsständische Versorgungswerke der Selbständigen). 
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Geldvermögen der privaten Haushalte') 
Bestand am Jahresende In Mrd. DM 

Jahr 
Spar-

einlagen 
Spart) 

briefe 

Sonstige 
Geldanlage 
b.Banken 33 

Geldanlage bei 

Bau- Versiche 
sparkassen rungen 

Geldanlage in Wertpapieren 

Festverz. 4) Aktien 4) Geldmarkt- insgesamt 
Wertpapiere papiere 

Sonstige 
Forde S) 

rungen Insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

205,0 

233,0 

264,7 

280,3 

312,2 

378,2 

413,1 

440,8 

470,6 

5,0 

7,0 

10,5 

15,8 

20,7 

29,3 

39,3 

52,4 

62,4 

60,0 

69,0 

80,8 

98,8 

110.,9 

101,7 

107,3 

121,4 

137,2 

39,6 

45,0 

52,1 

60,9 

66,6 

73,5 

80,1 

86,7 

93,9 

78,5 

88,8 

100,4 

113,3 

125,6 

142,1 

159,0 

177,8 

198,7 

41,7 

49,3 

57,9 

66,4 

78,0 

90,5 

114,9 

134,8 

147,5 

53,5 

56,9 

59,2 

57,7 

56,2 

65,5 

62,2 

66,7 

76,4 

0,4 

0,7 

0,3 

1,0 

1,2 

1,8 

95,2 

106,2 

117,1 

124,5 

134,9 

156,3 

178,1 

202,7 

225,7 

32,5 

36,0 

40,2 

45,1 

52,2 

58,7 

66,3 

72,8 

79,3 

515,8 

585,0 

665,8 

738,7 

823,1 

939,8 

1 043,2 

1 154,6 

1 267,8 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.- 2) Einschließlich Inhabersparschuldverschreibungen.-
3) Bargeld, Sichteinlagen und Termingelder ( ab 1973 einschließlich Bundesbankschätze bzw. Finanzierungsschätze des Bundes).-
4) Bewertung zu Tageskursen.- 5) Ansprüche gegen betriebliche Pensionsfonds und sonstige Forderungen. 

Quellen: Deutsche Bundesbank ( Herausgeber): Zahlenübersichten und methodische Erläuterungen zur gesamtwirtschaftlichen 
Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 bis 1977, Sonderdrucke der Deutschen Bundesbank, Nr. 4, 3. Auf-
lage, Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Nr. 10/1978; Geldvermögensrechnung des DIW. 

Die Ansprüche von Arbeitnehmern an betriebliche 

Pensionsfonds auf spätere Rentenzahlungen sind 
seit 1974 von Jahr zu Jahr kräftig gestiegen. Damals 
wurde die betriebliche Altersversorgung gesetzlich 
neu geregelt; seitdem verfallen Ruhegeldzusagen 
von Unternehmen an ihre Beschäftigten nicht mehr, 
wenn das Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versor-
gungsfalles endet, und die Ansprüche sind im Kon-
kursfall besonders geschützt. 1978 hatten zwei Drittel 
aller Arbeitnehmer einen durch Tarif oder Betriebs-
vereinbarung gesicherten Anspruch auf eine zusätz-
liche Altersversorgung. 

Der kumulierte Geldvermögensbestand 
der privaten Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland hat am Ende des vergangenen Jahres 
nahezu 1 268 Mrd. DM erreicht12. Im Durchschnitt 

entfiel auf den Haushalt ein Geldvermögen von 
55 000 DM. Seit 1970 hat sich der Vermögens-
bestand mehr als verdoppelt; damals war jedem 

Haushalt durchschnittlich ein Geldvermögen von 
rund 24 000 DM zuzurechnen. 

Veränderungen in der Zusammensetzung des Ver-
mögensbestandes haben sich aus den beschriebe-

nen Tendenzen der Geldvermögensanlage ergeben. 
Nach wie vor wird mehr als die Hälfte des Geldver-
mögens privater Haushalte bei Banken und Spar-
kassen gehalten, allein rund zwei Fünftel auf Spar-
konten. 

11 Dabei sind die Bestände an festverzinslichen Wert-
papieren und Aktien zu Tageskursen bewertet worden. 
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Kreditaufnahme  der privaten Haushalte') 
in Mrd. DM 

Jahr 
Kurzfristige I Längerfristige 

Bankkredite 
Darlehen der 

Versicherungen 
Sonstige Ver-

bindlichkeiten Insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1,1 

3,0 

4,4 

1,2 

-0,4 

0,9 

3,0 

3,7 

3,4 

2,8 

3,5 

4,8 

3,0 

0,6 

6,1 

10,6 

10,4 

13,4 

0,3 

0,4 

0,6 

0,7 

0,4 

0,1 

0,2 

0,2 

0,3 

0,1 

0,2 

0,3 

0,2 

-0,2 

0,3 

0,3 

0,4 

-0,1 

4,3 

7,1 

10,1 

5,1 

0,4 

7,4 

14,1 

14,7 

17,0 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Quellen: Deutsche Bundesbank ( Herausgeber): Zahlenübersichten und methodische Erläuterungen zur 
gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 bis 1977, 
Sonderdrucke der Deutschen Bundesbank, Nr. 4, 3. Auflage, Monatsberichte der Deutschen 
Bundesbank, Nr. 10/1978; Geldvermögensrechnung des DIW. 

Kreditaufnahme, Verpflichtungen und 
Nettogeldvermögen der privaten Haushalte 

Der jährlichen Geldvermögensbildung privater 
Haushalte steht die Aufnahme von K o n s u m e n-
t e n k r e d 1 t e n" gegenüber. In ihrer Neuverschul-
dung haben sich die Haushalte außerordentlich 
konjunkturabhängig verhalten: 1974 fiel die Kredit-
aufnahme erheblich geringer aus als im Vorjahr, 
die Bestände an kurzfristigen Krediten wurden sogar 
abgebaut. 1976 und 1977 dagegen sind die privaten 
Haushalte neue finanzielle Verpflichtungen in Höhe 

von jeweils 14 Mrd. DM, 1978 sogar in Höhe von 
17 Mrd. DM eingegangen. 

Die kumulierten Verbindlichkeiten der 
privaten Haushalte betrugen 1978 knapp 108 Mrd. 
DM; je Haushalt entspricht dies einem Schulden-
stand von 4 600 DM. Drei Fünftel der Verpflichtungen 
waren Bankkredite mit einer Laufzeit von mehr als 
einem Jahr, nicht ganz drei Zehntel kurzfristige 

13 Ohne Kredite für den Wohnungsbau, die im Unter-
nehmensbereich verbucht werden. 

Verbindlichkeiten der privaten Haushalte') 
Bestand am Jahresende in Mrd. DM 

Jahr 
Kurzfristige I Längerfristige 

Bankkredite 
Darlehen der 

Versicherungen 
Sonstige Ver-

bindlichkeiten Insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

10,7 

13,7 

18,1 

19,2 

18,9 

19,8 

22,6 

26,3 

29,7 

16,6 

20,1 

24,9 

27,9 

28,4 

34,4 

45,0 

55,4 

68,8 

1,7 

2,5 

3,3 

3,9 

4,8 

4,6 

4,6 

4,8 

5,1 

2,8 

2,9 

3,2 

3,5 

3,2 

3,5 

3,8 

4,2 

4,1 

31,8 

39,2 

49,5 

54,5 

55,3 

62,3 

76,0 

90,7 

107,7 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Quellen: Deutsche Bundesbank ( Herausgeber): Zahlenübersichten und methodische Erläuterungen zur 
gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 bis 1977, 
Sonderdrucke der Deutschen Bundesbank, Nr. 4, 3. Auflage, Monatsberichte der Deutschen 
Bundesbank, Nr. 10/1978; Geldvermögensrechnung des DIW. 
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Nettogeldvermögen der privaten Haushalte') 
Bestand am Jahresende in Mrd. DM 

Jahr KurzfristigeslLängerfristiges 

Geldvermögen 2) 

Kurzfristigel Längerfristige 

Verbindlichkeiten 

KurzfristigeslLängerfristiges 

Nettogeldvermögen 2) 
Insgesamt 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

58,5 

67,3 

78,9 

96,9 

109,2 

99,3 

104,8 

119,0 

130,8 

457,3 

517,7 

586,9 

641,8 

713,9 

840,5 

938,4 

1 035,6 

1 137,0 

10,7 

13,7 

18,1 

19,2 

18,9 

19,8 

22,6 

26,3 

29,7 

21,1 

25,5 

31,4 

35,3 

36,4 

42,5 

53,4 

64,4 

78,0 

47,8 

53,6 

60,8 

77,7 

90,3 

79,5 

82,2 

92,7 

101,1 

436,2 

492,2 

555,5 

606,5 

677,5 

798,0 

885,0 

971,2 

1 059,0 

1 

1 

484,0 

545,8 

616,3 

684,2 

767,8 

877,5 

967,2 

063,9 

160,1 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.- 2) Bei Bewertung von festverzinslichen 
Wertpapieren und Aktien zu Tageskursen. 

Quellen: Deutsche Bundesbank ( Herausgeber): Zahlenlibersichten und methodische Erläuterungen zur gesamt-
wirtschaftlichen Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 1960 bis 1977, Sonderdrucke der 
Deutschen Bundesbank, Nr. 4, 3. Auflage, Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Nr. 10/1978; 
Geldvermögensrechnung des DIW. 

Bankkredite. Die Summe der Verbindlichkeiten war 
1978 reichlich dreimal so hoch wie 1970. 

Das Nettoge1dvermögen der privaten 
Haushalte belief sich Ende 1978 auf 1 160 Mrd. DM. 

Im Durchschnitt der Haushalte errechnet sich ein 
Betrag von rund 50 000 DM, gegenüber 22 000 DM 
im Jahr 1970. Neun Zehntel des Nettogeldvermögens 
waren längerfristig 14 angelegt. 

Einkommen der privaten Haushalte 
aus Geldvermögen 

Aus ihrem Geldvermögensbesitz sind den privaten 
Haushalten 1978 Einkommen in Höhe von 55 Mrd. 
DM zugeflossen, mehr als doppelt so viel wie 1970. 
Seit Mitte der siebziger Jahre haben sich die V e r-
m ö g e n s e i n kommen indes schwächer erhöht 
als vorher, denn die Zinsgutschriften auf Sparein-
lagen, die einen wesentlichen Teil der privaten 
Vermögenseinkommen darstellen (1978: 25 vH), 
waren wegen des sinkenden Zinsniveaus seit 1975 
jeweils niedriger als im Jahr zuvor. 1974, als Anla-
gen auf Sparkonten bis zu 9 0/o p. a. erbrachten, 
betrugen diese Zinsgutschriften mehr als 18 Mrd. DM. 

Vier Jahre später wurden Spareinlagen mit gesetz-
licher Kündigungsfrist nur noch mit 2,5 bis 3 0/o, 

längerfristige Spareinlagen mit höchstens 5 % p. a. 
verzinst, und 1978 wurden den privaten Haushalten 
auf einen um 50 vH höheren Spareinlagenbestand 
als 1974 „ lediglich" 14 Mrd. DM an Zinsen gutge-
schrieben. 

Aus Bausparguthaben erzielten die privaten Haus-
halte im vergangenen Jahr Zinsen in Höhe von 
2,6 Mrd. DM. Die vergleichsweise niedrige Rendite 
der Bauspareinlagen wurde unter bestimmten Vor-

aussetzungen durch staatliche Wohnungsbauprämien 

aufgestockt, die bereits als Vermögensübertragun-
gen an private Haushalte genannt wurden. 

Zinsen auf Versicherungen werden normalerweise 
während der Laufzeit eines Versicherungsvertrages 
kumuliert und bei Fristablauf zusammen mit der 
Versicherungssumme ausgezahlt. Eine perioden-
gerechte Verteilung der Zinsgutschriften wird in der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung vorgenommen. 
Für 1978 waren den privaten Haushalten auf ihre 
bei Versicherungen angesammelten Guthaben 
12 Mrd. DM an Zinsen zuzurechnen. 

Fast 10 Mrd. DM erzielten die Haushalte 1978 aus 
ihrem Besitz an festverzinslichen Wertpapieren; diese 
Ertragssparte expandierte stärker als alle übrigen 
Vermogenseinkommensarten. Die sonstigen Geld-
anlagen bei Banken (Sparbriefe, Termingelder, 
Geldmarktpapiere usw.) erbrachten 1978 Zinsen in 

Höhe von 12,5 Mrd. DM". 

An Ausschüttungen von Gewinnanteilen der Unter-

nehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit18 erhielten 

14 Einschließlich Spareinlagen. 

1s Dieser Posten enthält auch Gebühren für Patente und 
Urheberrechte, Zinsen für verpachtetes Land, Konzessions-
gebühren für die Ausbeutung von Bodenschätzen u. ä., die 
mangels statistischer Informationen nicht gesondert darge-
stellt werden können, nach Ansicht der amtlichen Statistik 
allerdings größenmäßig nicht ins Gewicht fallen. 

Vgl. Frank Dorow: Vermögenseinkommen und Unter-
nehmensgewinne 1960 bis 1972, a.a.O., S.253. 

16 Auch einen Teil der Entnahmen aus Unternehmen 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit, nämlich die Verzinsung 
des Eigenkapitals, könnte man entsprechend als Vermö-
genseinkommen der privaten Haushalte behandeln; in den 
hier vorgelegten Berechnungen ist ein Ansatz dafür nicht 
enthalten. 
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Bruttoeinkommen  der privaten Haushalte') aus Geldvermögen 
in Mrd. DM 

Jahr 

Empfangene Einkommen aus Geldvermögen 

Spar-
einlagen 

Zinsgut 

Bauspar-
einlagen 

schriften auf 

Versicherun-
gen 

festverzinsl. 
Wertpapiere 

Sonstige 
Zinsen 

Ausschuttungen 
d. Unternehmen 
mit eigener 
Rechtspersön-
lichkeit 2) 

insgesamt 

Zinsen 
auf 

Konsumenten-
schulden 

Einkommen aus 
Geldvermögen 
nach Abzug 
der Zinsen 

auf Konsumen-
tenschulden 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

10,1 

11,0 

11,6 

15,3 

18,2 

16,9 

16,3 

15,4 

14,0 

1 , 0 

1,2 

1,3 

1,6 

1,8 

2,0 

2,2 

2,4 

2,6 

4,0 

4,5 

5,3 

6,1 

7,1 

8,6 

9,8 

11,2 

12,3 

2,6 

3,3 

4,1 

5,0 

6,2 

7,1 

8,2 

9,2 

9,9 

2,5 

3,1 

4,2 

5,8 

4,1 

4,5 

6,0 

8,5 

12,5 

2,8 

3,0 

2,4 

2,4 

2,4 

2,2 

2,2 

3,5 

3,9 

23,0 

26,1 

28,9 

36,2 

39,8 

41,3 

44,7 

50,2 

55,2 

3,7 

4,3 

4,8 

6,7 

7,6 

7,0 

7,1 

7,7 

8,6 

19,3 

21,3 

24,1 

29,5 

32,2 

34,3 

37,6 

42,5 

46,6 

1) Einschl. privater Organisationen ohne Erwerbscharakter.- 2) Dividenden der Aktiengesel schaften und Auszahlungen von 
Gewinnanteilen der Gesellschaften mit beschränkter Haftung, der Genossenschaften und der bergrechtlichen Gewerkschaften. 

Quellen: Statistisches Bundesamt ( Herausgeber): Fachserie 18, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Konten und 
Standardtabellen 1977 und 1978 Vorbericht; Berechnungen des DIW nach Kreditstatistiken der Deutschen Bundesbank. 

die privaten Haushalte von 1970 bis 1976 jährlich 
2 bis 3 Mrd. DM. Seit der Körperschaftsteuerreform 
ist in der nun höheren Summe der Ausschüttungen 
(1978: 3,9 Mrd. DM) die Steuer enthalten, die mit 
der Einkommensteuerschuld des Aktionärs verrech-
net wird, so daß Dividenden letztlich mit dem 
persönlichen Steuersatz des Anteilseigners belastet 
werden. 

Den von privaten Haushalten empfangenen Ein-
kommen aus Geldvermögen stehen die geleisteten 
Zinsen auf Konsumentenschulden 
gegenüber, die im vergangenen Jahr 8,6 Mrd. DM 
betrugen. Per Saldo hatten die Haushalte 1978 Geld-
vermögenseinkünfte in Höhe von 46,6 Mrd. DM. Die-
ses Vermögenseinkommen entsprach mehr als zwei 
Fünfteln des Geldvermögens, das die privaten Haus-
halte im gleichen Zeitraum neu gebildet haben. 

Zwar sind die jährlich erzielten Vermögenserträge 
sicherlich nicht in ihrer Gesamtheit gespart, sondern 
teilweise auch für Zwecke des privaten Verbrauchs 
verwendet worden. Der überwiegende Teil der Zins-
gutschriften und der Wertpapiererträge ist aber wohl 
doch auf Sparkonten belassen oder anderweitig 
angelegt worden, so daß die Geldvermögensbil-
dung zu einem nicht unerheblichen Teil aus nicht-
verbrauchten Vermögenseinkommen finanziert wor-
den ist. 

Einkommen der privaten Haushalte 
aus Wohnungsvermietung 

Außer den Erträgen aus Geldvermögen erzielen 
die privaten Haushalte Einkommen aus Wohnungs-

vermietung. Als solche werden in der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung nicht nur tatsächlich 
empfangene Einkünfte erfaßt, sondern es werden 
auch unterstellte Beträge für die Nutzung von Eigen-
tümerwohnungen berücksichtigt; auf diese Weise 
werden Einkommen und Verbrauch von Wohnungs-
eigentümern und Mietern vergleichbar dargestellt. 

Die unterstellten Mietwerte haben durchaus zah-
lenmäßiges Gewicht: In Eigentümerwohnungen 
leben nahezu zwei Fünftel aller privaten Haushalte, 
und die Summe der ihrem Einkommen zugerech-
neten Nettomieten ist etwa ebenso hoch wie die 
Ausgaben der Mieterhaushalte für die Wohnungs-
nutzung". 

Die Bewertung der Einkommen aus Wohnungs-
vermietung hängt davon ab, ob man diese in einzel-
oder in gesamtwirtschaftlicher Sicht betrachtet. Das 
ergibt sich daraus, daß „ häufig private Haushalte 
Mittel aus Wohnungsvermietung in Form von Ent-
nahmen verbrauchen, die ganz oder teilweise Ab-
schreibungen darstellen. Das bedeutet, daß gesamt-
wirtschaftlich unter dem Gesichtspunkt der Sub-
stanzerhaltung erforderliche Abschreibungen einzel-
wirtschaftlich nicht zur Reinvestition, sondern für 
den privaten Verbrauch verwendet werden "1B. Der 
Zurechnung auf soziale Gruppen legt das Statistische 
Bundesamt das Einkommen zuzüglich der Abschrei-
bungen auf Wohngebäude zu Wiederbeschaffungs-

17 Vgl. Ausgewählte Aufwendungen für den Privaten Ver-

brauch. Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstich-

probe 1973. In: Wirtschaft und Statistik. Heft 10/1977. 

18 Einkommen aus Wohnungsvermietung, a.a.O., S.315. 
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preisen zugrunde. Das DIW schließt sich diesem 
Vorgehen an. 

Für 1978 waren die „ echten" (d. h. die Substanz-
erhaltung berücksichtigenden) Einkommen der pri-
vaten Haushalte aus Wohnungsvermietung mit etwa 
6 Mrd. DM anzusetzen; die Abschreibungen auf 
den entsprechenden Wohnungsbestand betrugen 

mit 23 Mrd. DM ein Vielfaches dieses Betrages. 
Einschließlich der Abschreibungen erreichte das 
„Einkommen" aus Wohnungsvermietung in fast allen 

Jahren der Berichtszeit 60 bis 70 vH der Einkünfte 
privater Haushalte aus Geldvermögen. In den Jahren 

1973 und 1974 allerdings fiel diese Quote geringer 
aus; denn Kontensparer und Wertpapierbesitzer 
wurden damals vom hohen Zinsniveau begünstigt, 
Hypothekenschuldner jedoch stark belastet. 

Vermögenseinkommen sozialer Gruppen 

Für Personen in Anstalten (Wohn- und Altershei-
men usw.) sowie für private Organisationen ohne Er-

werbscharakter (Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, 

Verbände u. ä.) sind 1978 jeweils reichlich eine Mrd. 
DM an Vermögenseinkünften anzusetzen. Die sozia-
len Gruppen - Haushalte von Selbständigen, Ange-
stellten, Arbeitern und Rentnern - erzielten 1978 

also Erträge aus ihrem Geldvermö-

g e n s b e s i t z in Höhe von 53 Mrd. DM. Nach 
Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden ver-

blieben 45 Mrd. DM. 

Zwischen den sozialen Gruppen gibt es beträcht-
liche Disparitäten in der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung. Selbständigen-Haushalte haben auf-
grund ihrer im Durchschnitt recht günstigen Ein-
kommenssituation eine höhere Sparquote als andere 

Bruttoeinkommen der privaten Haushalte 

in der Bundesrepublik Deutschland 

aus Geldvermögen 

und aus Wohnungsvermietung 
Mrd. OM 
30   

25 

20 

15 

10 

1 1 1 0 
Einkommen aus Wohnungsvermietun 1V 

Zinsen auf Geldanlage bei Banken 

/ 
/ 

I 
/ 
I 

0-r • 

Zinsen auf Versicherungen 

Zinsen auf 
festverzinsliche Wertpapiere 

t  
Ausschüttungen der Unternehmen J• 

mit eigener Rechtspersönlichkeit 

- - Zinsen auf Bousporenlogen 

0 1970 71 11 13 74 7-51 76 f 11 I 78 
1) Zuzüglich Abschreibungen auf Wohngebäude 

aW79 

Bruttoeinkommen der privaten Haushalte') aus Geldvermögen und aus Wohnungsvermietung 
In Mrd. DM 

Jahr 

Einkommen aus Geld-

vermögen nach Abzug 

der Zinsen auf 

Konsumentenschulden 

Einkommen aus Wohnungsvermietung 

nach Abzug von zuzüglich 
Abschreibungen zu Wie- Abschreibungen zu Wie-
derbeschaffungspreisen derbeschaffungspreisen 

Einkommen aus Vermögen insgesamt 

nach Abzug von Ab-
schreibungen auf Wohn-

gebäude zu Wieder-
beschaffungspreisen 

zuzüglich Ab-
schreibungen auf Wohn-

gebäude zu Wieder-
beschaffungspreisen 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

19,3 

21 ,8 

24,1 

29,5 

32,2 

34,3 

37,6 

42,5 

46,6 

3,6 

2,8 

2,9 

1,6 

-0,4 

2,7 

5,1 

5,6 

6,1 

14,0 

14,9 

16,4 

16,7 

16,6 

20,7 

24,4 

26,6 

29,0 

22,9 

24,6 

27,0 

31,1 

31,8 

37,0 

42,7 

48,1 

52,7 

33,3 

36,7 

40,5 

46,2 

48,8 

55,0 

62,0 

69,1 

75,6 

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Quellen: Statistisches Bundesamt ( Herausgeber): Fachserie 18, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, Konten und 
Standardtabellen 1977 und 1978 Vorbericht; Einkommen aus Wohnungsvermietung 1960 bis 1977, in: Wirtschaft und 
Statistik, Heft 5/1978; Berechnungen des DIW. 
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Gruppen" und sind aus diesem Grunde in der Lage, 
Geldvermögensbestände anzusammeln, die das 
durchschnittliche Vermögen der übrigen Gruppen 
mehrfach übersteigen. Dabei sind diese Bestände 
vorwiegend in besonders zinsgünstiger Form ange-
legt und werfen Jahr für Jahr stattliche Erträge ab: 
Zwei Fünftel aller Vermögenseinkommen, die den 
hier unterschiedenen sozialen Gruppen jährlich 
zugeflossen sind, entfielen auf Haushalte von Selb-
ständigen (1978: 18,7 Mrd. DM). Dieser Anteil ist in 

der Berichtszeit leicht zurückgegangen; dabei hat 
eine Rolle gespielt, daß die Zahl der Selbständigen 
gesunken ist. 

Bruttoeinkommen sozialer Gruppen aus Geldvermögen') 

Jahr 
Selbstän- IAngestell -( Arbeiter Rentner- 3) 

ten- 2) ll 

Haushalte 
Insgesamt 

in Mrd. DM 

1970 8,3 4,9 2,4 3,1 18,7 
1971 9,3 5,5 2;6 3;6 21,0 
1972 10,3 6,0 2,8 4,0 23,1 
1973 12,8 7,3 3,2 5,0 28,3 
1974 13,9 8,0 3,4 5,7 31,0 

1975 14,2 8,6 3,8 6,4 33,0 
1976 15,3 9,4 4,2 7,0 35,9 
1977 17,2' 10,7 4,7 8,1 40,7 
1978 18,7 11,9 5,1 9,1 44,8 

in DM je Haushalt 

1970 3 625 860 350 440 855 
1971 4 105 945 375 495 945 
1972 4 610 1 010 410 535 1 025 
1973 5 790 1 210 470 650 1 245 
1974 6 375 1 315 510 720 1 355 

1975 6 620 1 395 590 785 1 440 
1976 7 340 1 515 660 845 1 565 
1977 8 330 1 720 745 960 1 765 
1978 9 145 1 895 810 1 060 1 930 

1) Nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden.-
2) Einschl. Beamte und Richter.- 3) Einschl. Versorgungs-
empfänger des öffentlichen Dienstes und sonstiger Personen, 
die überwiegend von laufenden Obertragungen leben. 

Quelle: Berechnungen des DIW unter Verwendung amtlicher 
Statistiken. 

Angestellten-Haushalte erhielten 1978 mit 11,9 Mrd. 
DM reichlich ein Viertel, Arbeiter-Haushalte mit 
5,1 Mrd. DM ein Zehntel des Einkommens aus Geld-
vermögen. An Rentner-Haushalte gingen 1978 Zins-
erträge von 9,1 Mrd. DM und damit 20 vH der 
gesamten Vermögenseinkommen. Dieser vergleichs-
weise hohe Anteil ist damit zu erklären, daß Ange-
hörige dieser Gruppe in der Regel über längere 
Zeit hinweg Vermögen gebildet haben und dieses 
oft auch nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbs-

leben noch aufstocken. 

Zinsen auf Konsumentenschulden 
werden in erster Linie von Arbeitnehmer-Haushal-
ten gezahlt - knapp die Hälfte von Arbeiter-Haus-

halten (1978: 3,5 Mrd. DM) und ein Drittel von Ange-
stellen-Haushalten (1978: 2,6 Mrd. DM). 

In der Durchschnittsbetrachtung zeigt die Vertei-
lung der Geldvermögenseinkommen auf soziale 
Gruppen eine erhebliche Ungleichheit. Sie ist 
wesentlich stärker als die Disparität in der Vertei-
lung von Erwerbseinkommen. Die durchschnittlichen 
Geldvermögenseinkünfte eines Selbständigen-Haus-
halts im Jahr 1978 waren mit 9145 DM mehr als 
siebenmal so hoch wie die der übrigen Gruppen. 
Angestellten-Haushalten verblieben im vergangenen 
Jahr nach Abzug der Kreditzinsen durchschnittliche 

Erträge aus ihrem Geldvermögen in Höhe von 
1895 DM, Arbeiter-Haushalten nur 810 DM. Ein 
Rentner-Haushalt bezog 1978 im Durchschnitt 
1 060 DM an Zinseinkünften - fast ein Drittel mehr, 
als auf einen Arbeiter-Haushalt entfiel. Diese - teil-
weise gravierenden - Disparitäten werden durch 
die Progression des Einkommensteuertarifs gemil-

dert: Nach Steuerabzug verbleibt Selbständigen von 
ihren Vermögenseinkommen in der Regel ein gerin-
gerer Teil als Arbeitnehmern, Rentner allerdings 
zahlen auf ihre Vermögenseinkünfte oft keine Ein-

kommensteuer. 

Bruttoeinkommen sozialer Gruppen aus 
Wohnungsvermietung') 

Jahr 
Selbstän-IAngestel l-(Arbeiter- ( Rentner- 3 
digen- ten- 2) 

Haushalte 

Insgesamt 

1970 3,5 
1971 3,7 
1972 3,9 
1973 3,9 
1974 3,8 

1975 4,7 
1976 5,5 
1977 5,9 
1978 6,4 

in Mrd. DM 

3,4 
3,6 
4,1 
4,2 
4,2 

5,4 
6,4 
7,1 
7,8 

2,5 
2,7 
2,9 
3,0 
2,9 

3,5 
4,1 
4,5 
4,8 

4,4 
4,7 
5,3 
5,4 
5,5 

6,8 
8,1 
8,8 
9,6 

in DM je Haushalt mit Wohnungseigentum 

1970 2 090 
1971 2 215 
1972 2 340 
1973 2 350 
1974 2 295 

1975 2 855 
1976 3 395 
1977 3 655 
1978 3 965 

1 645 1 185 2 065 
1 680 1 245 2 150 
1 840 1 335 2 360 
1 830 1 360 2 350 
1 785 1 325 2 330 

2 225 1 645 2 805 
2 580 1 920 3 300 
2 810 2 100 3 550 
3 035 2 220 3 830 

13,8 
14,7 
16,2 
16,5 
16,4 

20,4 
24,1 
26,3 
28,6 

1 730 
1 800 
1 950 
1 950 
1 915 

2 365 
2 775 
3 000 
3 230 

1) Zuzüglich Abschreibungen auf Wohngebäude zu Wiederbeschaf-
fungspreisen.- 2) Einschl. Beamte und Richter.-
3) Einschl. Versorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes 
und sonstiger Personen, die überwiegend von laufenden Ober-
tragungen leben. 

Quelle: Berechnungen des DIW unter Verwendung amtlicher 
Statistiken. 

19 Vergl. Verbrauch und Ersparnis sozialer Gruppen in 
der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1977. Bearb.: 
Klaus-Dietrich Bedau. In: Wochenbericht des DIW. Nr. 11/ 
1979. 
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Die Verteilung des Einkommens aus Woh-
nungsvermietung auf soziale Gruppen wird 
durch die sehr unterschiedliche Ausstattung der 
Haushalte mit Wohnungseigentum beeinflußt: 

Über Haus- und Grundbesitz verfügten 1978 etwa 

80 vH der Selbständigen-Haushalte, 

40 vH der Angestellten-Haushalte, 

35 vH der Arbeiter-Haushalte und 

30 vH der Rentner-Haushalte. 

Aufgrund ihrer hohen Eigentümerquote sind den 
Selbständigen-Haushalten im vergangenen Jahr mit 
6,4 Mrd. DM mehr als ein Fünftel des Einkommens 

aus Wohnungsvermietung (zuzüglich der Abschrei-
bungen auf Wohngebäude) zuzurechnen; ihr Anteil 
an der Gesamtzahl der privaten Haushalte betrug 
weniger als ein Zehntel. Auf Angestellten-Haushalte 
entfiel reichlich ein Viertel (7,8 Mrd. DM), auf Arbei-
ter-Haushalte ein Sechstel (4,8 Mrd. DM), die Gruppe 
der Rentner-Haushalte erzielte ein Drittel (9,6 Mrd. 

DM) des gesamten Einkommens aus Wohnungsver-
mietung. 

Die durchschnittlichen Einkommen aus Wohnungs-
vermietung beliefen sich — je Haushalt mit Woh-
nungseigentum gerechnet — 1978 in Selbständigen-
Haushalten auf knapp 4 000 DM. Angestellten-Haus-
halte erhielten reichlich 3 000 DM, Arbeiter-Haus-
halte 2 200 DM. Rentner-Haushalte lagen mit etwa 
3 800 DM im Durchschnitt fast um die Hälfte über 
Arbeitnehmer-Haushalten und standen hinter Selb-
ständigen-Haushalten nur wenig zurück. Diese gün-
stige Position der Rentner-Haushalte ist damit zu 
erklären, daß Angehörige dieser Gruppe die finan-
ziellen Verpflichtungen, die mit dem Bau oder Kauf 
eines Eigenheimes oder einer Eigentumswohnung 
verbunden sind, weitgehend getilgt haben und ihre 
Nettomieten daher im weitaus geringeren Maße 
durch Zinsen auf Fremdkapital gemindert werden, 
als dies bei Haushalten anderer Gruppen der 
Fall ist. 
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